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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(16. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Klaus W. Lippold (Offenbach), Christian Ruck, 
Wilhelm Dietzel, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
sowie der Abgeordneten Birgit Homburger, Günther Bredehorn, Dr. Rainer Ortleb 
und der Fraktion der F.D.P. 

- Drucksache 13/7252 - 


Erhaltung und Schutz der biologischen Vielfalt 
durch weltweite Ausweisung von Schutzgebieten 


A. Problem 

Mit dem Antrag sollte die Bundesregierung u.a. gebeten werden, 
sich im Rahmen des Übereinkommens über die biologische Viel- 
falt bei der im Juni 1997 stattgefundenen VN-Sondergeneralver- 
sammlung für die Einrichtung oder Vergrößerung von Schutzge- 
bieten mit besonders hoher Biodiversität in etwa 20 näher be- 
zeichneten Regionen einzusetzen. Der erfolgreiche Kurs der deut- 
schen Entwicklungszusammenarbeit im Bereich des Umwelt- und 
Ressourcenschutzes sei fortzusetzen. Die Projekte und Pro- 
gramme zur Erhaltung oder Einrichtung von Schutzgebieten und 
Nationalparks seien als Schwerpunkt im Umweltbereich beizube- 
halten. 


B. Lösung 

Annahme des Antrages. 

Entscheidung mit großer Mehrheit 

Der Ausschuß ist mehrheitlich der Auffassung, der Antrag stelle 
auch über die bereits stattgefundene VN- Sondergeneralver- 
sammlung hinaus eine wichtige Initiative für die Einrichtung oder 
Vergrößerung von Schutzgebieten mit besonders hoher Biodiver- 
sität dar, die dringend der Umsetzung bedürfe, da sonst die Ge- 
fahr bestehe, daß das Schutzziel nicht mehr erreicht werden 
könne. 
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C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Wurden nicht erörtert. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag auf Drucksache 13/7252 anzunehmen. 

Bonn, den 11. Februar 1998 


Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Hans Peter Schmitz (Baesweiler) Dr. Klaus W. Lippold (Offenbach) 

Vorsitzender Berichterstatter 


Ulrike Mehl 

Berichterstatterin 


Ulrike Höfken 

Berichterstatterin 


Günther Bredehom 

Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Klaus W. Lippold (Offenbach), Ulrike Mehl, 
Ulrike Höfken und Günther Bredehorn 


I. 

Der Antrag auf Drucksache 13/7252 wurde in der 
178. Sitzung des Deutschen Bundestages am 5. Juni 
1997 zur federführenden Beratung an den Ausschuß 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit und 
zur Mitberatung an den* Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten, den Ausschuß für wirt- 
schafthche Zusammenarbeit imd Entwicklung und 
den Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus 
überwiesen. 

Die mitberatenden Ausschüsse haben wie folgt vo- 
tiert: 

- Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten: Mehrheitlich Annahme gegen die Stimmen 
der Fraktion der SPD und der Gruppe der PDS. 

- Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus: 
MehrheiÜich Annahme nüt den Stimmen der Frak- 
tionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimme 
des Mitglieds der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN bei Abwesenheit des Mitglieds der 
Fraktion der F.D.P. und des Mitglieds der Gruppe 
der PDS. 

- Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung: Annahme mit den Stimmen der Ko- 
alitionsfraktionen imd der Fraktion der SPD bei 
Stimmenthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN mit folgender Maßgabe: 

1. Abschnitt I Satz 1 Satz 2 erhält folgende Fas- 
sung: »Durch gezielten Schutz dieser Gebiete 
als Brennpunkte besonders hoher Biodiversität 
(in der Fachwelt auch als „Hot spots" bezeich- 
net) könnte ...' 

2. Abschnitt I Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fas- 
sung: „Diese Brennpunkte der Artenvielfalt 
sind in erster Linie nach dem Reichtum von 
Pflanzenarten ausgewählt. " 

IL 

Der Antrag auf Drucksache 13/7252 enthält zunächst 
die Feststellung, daß es an verschiedenen Stellen 
dieser Erde durch die naturräumlichen Gegebenhei- 
ten, aber auch durch Überlappung von Florengebie- 
ten eine weit überdurchschnittliche Häufung von 
Pflanzen- und vermuthch auch Tierarten gebe. Durch 
gezielten Schutz dieser Gebiete mit besonders hoher 
Biodiversität könne ein besonders hoher Anteil von 
Arten dauerhaft gesichert werden. 

Die Bundesregierung soll deshalb gebeten werden, 
sich im Rahmen des Übereinkommens über die biolo- 
gische Vielfalt bei der im Juni 1997 stattgefundenen 
VN-Generalversammlung für die Einrichtung oder 
Vergrößerung von Schutzgebieten in den näher be- 


zeichneten rund 20 Regionen der Erde einzusetzen. 
Der erfolgreiche Kurs der deutschen Entwicklungs- 
zusammenarbeit im Bereich des Umwelt- und Res- 
sourcenschutzes sei fortzusetzen. Die Projekte und 
Programme zur Erhaltung oder Errichtung von 
Schutzgebieten und Nationalparks seien als Schwer- 
punkt im Umweltbereich beizubehalten. 


111 . 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit hat den Antrag in seiner Sitzung am 
1 1 . Februar 1998 beraten. 

Von seiten der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
wurde ausgeführt, der Antrag sei aus der Diskussion 
mit Nichtregierungs Organisationen entstanden, mit 
denen man intensiv darüber gesprochen habe, wie 
man einen hohen Biodiversitätsschutz weltweit opti- 
mieren könne. Dabei habe sich ergeben, daß man 
leider nicht alles werde schützen können, was schüt- 
zenswert sei. Der Antrag verzichte daher auf die 
Benennung von Großregionen wie z. B. der Anden. 
Vielmehr habe man damit eine Initiative anregen 
wollen, die sich auf besondere Schwerpunktgebiete 
beziehe. Nach den Verhandlungen in New York 
müsse nun versucht werden, mögüchst schnell ein 
Schutzsystem für die wichtigsten Gebiete zu realisie- 
ren, da sonst die Gefahr bestehe, daß das Schutzziel 
nicht mehr erreicht werden könne. Insofern habe der 
Antrag auch heute noch seine Berechtigung. 

Von seiten der Fraktion der SPD wurde die Auffas- 
sung vertreten, der Antrag habe sich erledigt, da die 
Konferenz, auf die er sich beziehe, bereits stattgefun- 
den habe. Zu kritisieren sei, daß der Antrag nach 
dem Motto verfahre, den Naturschutz in der großen, 
weiten Welt zu sichern und den anderen die damit 
verbundenen Probleme zu überlassen, während man 
im eigenen Lande nichts für eine Umsetzung tue. 

Von seiten der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
wurde festgestellt, der Antrag fordere nichts anderes 
als in der Konvention zur Erhaltung der biologischen 
Vielfalt ohnehin festgeschrieben sei. Deutschland ha- 
be diese Konvention unterschrieben und sei insofern 
eine internationale Verpflichtung eingegangen, auch 
die Umsetzung entsprechend voranzutreiben. Bei 
den im Antrag genannten Schutzgebieten fehlte al- 
lerdings eine Reihe wichtiger Großregionen wie etwa 
die borealen Wälder in Nordamerika oder die sub- 
arktischen Wälder. Insgesamt sei der Antrag zudem 
viel zu unkonkret. Man kritisiere außerdem, daß sich 
der Antrag für die Erhaltung von Schutzgebieten in 
anderen Teilen der Welt ausspreche, während in 
Deutschland die Instrumente zur Einrichtung von 
Schutzgebieten nicht geschaffen würden, wie die 
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Diskussion um die Umsetzung der FFH- Richtlinie 
zeige. 

Von seiten der Gruppe der PDS wurde darauf hinge- 
wiesen, man begrüße, daß die Ausweisung von 
Schutzgebieten in der ganzen Welt gefordert werde. 
Es dürfe dann aber nicht so sein, daß, wie dies in den 
neuen Brmdesländem geschehe, im eigenen Lande 
Schutzgebiete an Private verkauft würden. Dies halte 
man nicht für zielführend, da dadurch der Natur- 
schutz konterkariert werde. 

Vom Vertreter der Bundesregierung wurde berichtet, 
auf der VN- Sondergeneralversammlung im Juni 
1997 habe es insofern einen Teilerfolg gegeben, als 
man sich darauf habe verständigen können, daß es 
notwendig sei, ein weltweites System von biodiversi- 
tätsreichen Schutzzonen auszuweisen. Es gehe nun 


um die Umsetzung und die dazu erforderlichen Mit- 
tel. Im Mai d.J. werde die Biodiversitäts-Vertrags- 
staatenkonferenz stattfinden. Dort werde u.a. zu erör- 
tern sein, wie entsprechende Mittel akquiriert wer- 
den könnten. Eine wichtige FinanzierungsqueUe 
könne die Global Umweltfazilität (GEF) sein, die in 
den letzten Jahren deutlich aufgestockt worden sei 
(1991 bis 1994; 730 Mio. US-$; 1994 bis 1997: 1,5 Mrd. 
US-$). Von Deutschland allein würden 11 % dieser 
Summe bereitgestellt. 

Der Ausschuß beschloß mit den Stimmen der Fraktio- 
nen der CDU/CSU und F.D.P. bei Stimmenthaltung 
und einigen Gegenstimmen auf seiten der Frak- 
tionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 
der Gruppe der PDS, dem Deutschen Bundestag zu 
empfehlen, den Antrag auf Drucksache 13/7252 an- 
zunehmen. 


Bonn, den 23. März 1998 

Dr. Klaus W. Lippold (Offenbach) Ulrike Mehl Ulrike Höffken Günther Bredehom 

Berichterstatter Berichterstatterin Berichterstatterin Berichterstatter 
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